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1. E-Scooter-Unfälle – verschärfte Haftung  
für Halter und Fahrer

Die Zahl der Unfälle mit E-Scootern ist in den vergangenen Jahren deutlich 
gestiegen. Um die Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen zu erleich-
tern, wurden die Haftungsregeln verschärft.

Nun können nicht nur die Fahrer, sondern auch die Halter von E-Scootern 
für Schäden verantwortlich gemacht werden. Das ist insbesondere bei Miet-
fahrzeugen von Bedeutung, da sich nach einem Unfall häufig nur schwer 
feststellen lässt, wer den E-Scooter gefahren hat. In diesen Fällen können 
sich Geschädigte direkt an den Halter wenden. Dies sind bei Mietfahrzeugen 
i. d. R. die jeweiligen Sharing-Anbieter. Für die Halter gilt nun eine sog. Ge-
fährdungshaftung. Sie können damit auch dann für Schäden haften, wenn 
ihnen selbst kein Verschulden nachgewiesen werden kann.

Auch für Fahrer von E-Scootern gelten strengere Regeln. Bei einem Unfall 
wird grundsätzlich vermutet, dass sie den Schaden verschuldet haben. Um 
einer Haftung zu entgehen, müssen sie nachweisen, dass sie kein Verschul-
den trifft. Damit gelten für E-Scooter weitgehend die gleichen Haftungs-
grundsätze wie für andere Kraftfahrzeuge, beispielsweise Autos.

Die neuen Regelungen gelten für alle Unfälle, die sich ab dem 1.10.2026 
ereignen.

2. Krankschreibung nach Kündigung – Zweifel 
an der Arbeitsunfähigkeit

   

Ein Arbeitnehmer hat nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber für die Zeit der 
Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von 6 Wochen, wenn er durch Arbeits-
unfähigkeit infolge Krankheit an seiner Arbeitsleistung verhindert ist, ohne 
dass ihn ein Verschulden trifft. Die Darlegungs- und Beweislast dafür trägt 
der Arbeitnehmer. Der Beweis krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit wird
i.  d.  R. durch die Vorlage einer ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
geführt.

Der Beweiswert einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung kann jedoch infrage
gestellt werden. Diese Zweifel können sich dabei aus der Bescheinigung 
selbst ergeben oder aber auf tatsächlichen Umständen ihres Zustandekom-
mens beruhen.

Bei der Kündigung durch den Arbeitgeber kann der Beweiswert der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung erschüttert werden, wenn der Arbeitneh-
mer unmittelbar nach dem Zugang der Kündigung erkrankt und nach den 
Gesamtumständen des zu würdigenden Einzelfalls Indizien vorliegen, die 
Zweifel am Bestehen der Arbeitsunfähigkeit begründen. Solche Zweifel kön-
nen bestehen, wenn eine oder mehrere Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
passgenau die nach der Kündigung noch verbleibende Dauer des Arbeitsver-
hältnisses abdecken.

Für die Annahme einer zeitlichen Übereinstimmung kommt es nicht auf eine
zeitgleiche Übergabe von Kündigung und Arbeitsunfähigkeit an. Es genügt,
dass die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung passgenau mit dem Ablauf der 
Kündigungsfrist endet.
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3. Altersbedingter Kapazitätsverlust bei Elektroauto ist kein Sachmangel

In einem vom Oberlandesgericht Celle entschiedenen Fall hatte eine Käu-
ferin im August 2022 einen gebrauchten Opel Corsa mit einer Laufleistung 
von ca. 8.500 km und Elektroantrieb für 25.500 € erworben. Der Hersteller 
hatte für das Fahrzeug im Neuzustand eine max. Reichweite von 337 km 
angegeben.

Nach dem Kauf stellte die Käuferin jedoch fest, dass diese Reichweite 
auch unter günstigsten Bedingungen nicht zu erreichen sei. Nach ihren 
Angaben betrug die Abweichung zwischen 20 und 30 %, zeitweise sogar 
mehr als 40 %. Da sie der Auffassung war, dass ihr beim Kauf eine entspre-
chende Reichweite zugesichert worden sei, verlangte sie schließlich die 
Rückabwicklung des Kaufvertrags.

Vor Gericht hatte die Frau keinen Erfolg. Eine verbindliche Vereinbarung 
über eine bestimmte Reichweite konnte die Käuferin nicht nachweisen. 
Zudem ergab ein Sachverständigengutachten, dass sich die Batterie in 
einem ihrem Alter und der Laufleistung entsprechenden Zustand befand. 
Nach rund viereinhalb Jahren verfügte sie noch über 93,5 % ihrer ur-
sprünglichen Kapazität. Der festgestellte Kapazitätsverlust lag damit sogar 
leicht unter dem Durchschnitt vergleichbarer Batterien.

Im Gutachten wurde außerdem klargestellt, dass die Reichweite eines 
Elektrofahrzeugs erheblich von den Temperaturen abhängt. Insbesondere 
bei Kälte verringert sich die verfügbare Batterieleistung und damit die 
mögliche Fahrstrecke. Dies ist technisch bedingt und stellt für sich ge-
nommen keinen Mangel dar.

Die altersbedingte Abnahme der Batteriekapazität bei einem Elektro-
fahrzeug stellt keinen Sachmangel dar, wenn sie dem Stand der Technik 
entspricht. Käufer eines gebrauchten Elektroautos können daher nicht 
erwarten, dass die Batterie noch dieselbe Leistung und Reichweite wie im 
Neuzustand aufweist.
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4. Zugang einer Bewerbung als E-Mail-Anhang

In einem vom Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein entschiedenen Fall 
hatte ein Unternehmen auf dem Portal Kleinanzeigen eine Stellenanzeige 
mit der Formulierung „Sekretärin in E. gesucht“ veröffentlicht. 

Ein Mann behauptete, sich auf diese Stelle per E-Mail mit entsprechenden 
Bewerbungsunterlagen im Anhang beworben zu haben. Da er weder eine 
Absage noch eine andere Rückmeldung erhielt, sah er sich aufgrund seines 
Geschlechts benachteiligt und verlangte eine Entschädigungszahlung.

Eine Erklärung (hier: Bewerbung), die als Anhang einer E-Mail versendet 
wird, gilt nur dann als zugegangen, wenn vom Empfänger erwartet werden 
kann, dass er den Anhang öffnet. Dabei spielt insbesondere die Gefahr 
durch Viren eine Rolle.

Ist der Absender bekannt und erwartet der Empfänger eine Nachricht von 
ihm oder muss er aufgrund einer bestehenden Geschäftsbeziehung damit 
rechnen, kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass der Anhang 
geöffnet wird.

Ist der Absender dagegen unbekannt, gilt dies nur, wenn der Empfänger 
seine E-Mail-Adresse ausdrücklich für die geschäftliche Kommunikation 
zur Verfügung gestellt hat und der Anhang in einem üblichen Dateiformat, 
beispielsweise PDF oder TXT, versendet wurde. Sind diese Voraussetzungen 
nicht erfüllt, muss der Empfänger den Anhang wegen möglicher Sicher-
heitsrisiken nicht öffnen.

Im entschiedenen Fall hatte das Unternehmen ausdrücklich um Bewer-
bungen auf dem Postweg gebeten. Da es seine E-Mail-Adresse nicht für 
Bewerbungen zur Verfügung gestellt hatte, musste es die Anhänge nicht 
öffnen. Die Bewerbung galt daher nicht als zugegangen. Somit hatte der 
Mann auch keinen Anspruch auf Zahlung einer Entschädigung.

Hinweis: Beim Bundesarbeitsgericht ist ein Revisionsverfahren anhängig.
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5. Grundstücksaufschüttung – Grenzabstand  
gilt bereits ab dem Böschungsfuß

Wer sein Grundstück durch eine Aufschüttung erhöht, muss unter bestimm-
ten Voraussetzungen die vorgeschriebenen Abstände zum Nachbargrund-
stück einhalten.

Eine einheitliche Aufschüttung ist grundsätzlich als eine bauliche Anlage 
zu betrachten, die nicht in mehrere, einer unterschiedlichen abstandsrecht-
lichen Bewertung zugängliche Teilanlagen aufgeteilt werden kann.

Liegt eine einheitliche Aufschüttung (teilweise) höher als 1 m über der vor-
handenen Geländeoberfläche, löst sie grundsätzlich insgesamt Abstands-
flächen aus. Für die Frage, ob die erforderlichen Abstandsflächen eingehal-
ten sind, kommt es auf alle Bestandteile der Anschüttung an, also bereits 
schon auf den Böschungsfuß. Dieser darf erst jenseits des erforderlichen 
Grenzabstands beginnen.

6. Feuchtigkeit im Keller eines Altbaus nicht  
immer ein Sachmangel

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs stellt nicht jede Feuch-
tigkeit im Keller eines Altbaus einen Sachmangel dar. Dies gilt insbesondere 
für Häuser, die zu einer Zeit errichtet wurden, als Kellerabdichtungen noch 
nicht üblich waren, wie beispielsweise im Jahr 1935.

Auch wenn wegen Feuchtigkeit im Keller bereits Sanierungsmaßnahmen 
durchgeführt wurden, haftet der Verkäufer eines Altbaus nicht für einen 
Sachmangel, wenn diese Maßnahmen weder auf eine dauerhafte Besei-
tigung der Feuchtigkeit ausgerichtet noch dafür geeignet waren und die 
Käufer auch nicht davon ausgehen konnten, dass der Keller grundsätzlich 
trocken ist.

Sind insbesondere Feuchtigkeitsschäden bei genauer Besichtigung ohne 
weiteres erkennbar, so besteht schon deshalb keine Aufklärungspflicht des 
Verkäufers, wenn angesichts des Alters des Gebäudes Kaufinteressenten 
ohnehin mit einem gewissen Maß an Feuchtigkeit rechnen müssen, was im 
eigenen Interesse eine gründliche Inaugenscheinnahme nahelegt.

Eine Aufklärungspflicht des Verkäufers kommt jedoch insoweit in Betracht, 
als ihm Feuchtigkeitsprobleme in größerem Umfang bekannt gewesen sind, 
als der Käufer sie bei der Besichtigung erkennen konnte. Fragen des Käufers 
muss der Verkäufer richtig und vollständig beantworten. Aber selbst die 
Falschbeantwortung etwa einer Frage nach der Ursache von Feuchtigkeits-
flecken kann ohne Arglist erfolgen, wenn die Angabe gutgläubig erfolgt.
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7. Geschwindigkeitsüberschreitung – kein 
Anspruch auf Auswertungssoftware

In einem vom Saarländischen Oberlandesgericht (OLG) entschiedenen Fall 
wurde ein Autofahrer wegen fahrlässiger Überschreitung der außerhalb 
geschlossener Ortschaften zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 120 km/h 
um 28 km/h zu einer Geldbuße von 150 € verurteilt. Dagegen legte sein 
Verteidiger Rechtsbeschwerde ein. Die zuständige Behörde hatte ihm zwar 
die Messdateien einschließlich der zur Entschlüsselung erforderlichen Daten
zur Verfügung gestellt, nicht jedoch die zur Auswertung benötigte Software,
den sog. TUFF-Viewer.

Grundsätzlich muss einem Betroffenen, dem eine Geschwindigkeitsüber-
schreitung vorgeworfen wird, auf Verlangen die digitale Messdatei rechtzei-
tig vor der Hauptverhandlung zur Verfügung gestellt werden. Sie ist Grund-
lage und Beweismittel der Messung. Das Zugangsrecht zu den vorhandenen 
Informationen umfasst dabei grundsätzlich auch deren unverschlüsselte 
Einsicht und die Möglichkeit, die Integrität der Messdaten zu prüfen. Der 
Anspruch umfasst daher grundsätzlich auch die Token-Datei einschließlich 
des zugehörigen Passworts, da sie erforderlich sind, um den Falldatensatz 
entschlüsseln, auswerten und auf Integrität prüfen zu können.

Bezüglich des TUFF-Viewers entschieden die Richter jedoch, dass die Nicht-
überlassung weder das Recht des Betroffenen auf ein faires Verfahren noch 
sein Recht auf rechtliches Gehör verletzt.

Der TUFF-Viewer ist kein Bestandteil der konkreten Messdaten, sondern ein 
technisches Auswertemittel. Die Verwaltungsbehörde ist verpflichtet, die 
Beweisgrundlage zugänglich zu machen. Sie ist jedoch nicht verpflichtet,
die Verteidigung mit der zur Auswertung benötigten lizenzierten Software 
auszustatten.

8. Versicherungsmakler – Umdeckung einer 
Wohngebäudeversicherung

Der Versicherungsmakler muss Fragen des Wohngebäudeversicherers nach 
Vorversicherungen seines Kunden und nach Vorschäden im abgefragten Zeit-
raum zutreffend beantworten. Zu seinen wesentlichen Pflichten gehört es, 
sich vor der Umdeckung einen umfassenden Kenntnisstand über den bislang 
bestehenden Versicherungsschutz – also über die Versicherungshistorie –  
zu verschaffen. Vor Beantwortung der genannten Fragen muss der Makler 
daher durch Rückfrage bei seinem Kunden und eigene Nachforschungen 
ermitteln, ob Vorversicherungen bestanden und ob dort Schäden gemeldet 
wurden.

Verletzt der Versicherungsmakler seine Pflichten, kann er gegenüber dem 
Versicherungsnehmer zum Schadensersatz verpflichtet sein. Voraussetzung 
ist jedoch, dass die Pflichtverletzung ursächlich für einen entstandenen 
Schaden war. Im Verhältnis zum Versicherer muss sich der Versicherungs-
nehmer das Verhalten des von ihm beauftragten Versicherungsmaklers 
zurechnen lassen.

Im entschiedenen Fall konnte nicht nachgewiesen werden, dass die Pflicht-
verletzung des Maklers tatsächlich zu einem ersatzfähigen Schaden geführt 
hatte. Deshalb blieb die Schadensersatzklage erfolglos.
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Aktuelle Kanzlei-News

Verstärkung im Erbrecht: Dr. Laurenz Böddeker neu bei  
Eimer Heuschmid Mehle

Wir freuen uns, Dr. Laurenz Böddeker als neuen Kollegen in unserer Kanzlei 
begrüßen zu dürfen.

Dr. Böddeker ist seit Anfang 2025 als Rechtsanwalt zugelassen und verstärkt 
unser Team ab dem 1.10.2026 insbesondere im Erbrecht. Unser starkes 
erbrechtliches Dezernat wächst damit auf jetzt vier Experten, die unseren 
Mandanten mit ihrem Spezialwissen mit Rat und Tat zur Seite stehen.

Bereits während seines Studiums der Rechtswissenschaften an der Justus-
Liebig-Universität Gießen setzte Dr. Böddeker einen Schwerpunkt im 
internationalen Familien- und Erbrecht. Weitere berufliche Erfahrungen 
sammelte er unter anderem in einer auf Insolvenzverwaltung spezialisierten 
Kanzlei, wo er neben der Bearbeitung von Insolvenzverfahren auch im  
Erb- und Gesellschaftsrecht tätig war.

In seiner Beratung legt Dr. Böddeker besonderen Wert darauf, rechtliche 
Zusammenhänge verständlich zu vermitteln und gemeinsam mit seinen 
Mandantinnen und Mandanten Lösungen zu entwickeln, die neben der 
rechtlichen Situation auch die persönlichen und wirtschaftlichen Interessen 
berücksichtigen.

Wir freuen uns auf die gemeinsame Zusammenarbeit und darauf, mit  
Dr. Böddeker unsere erbrechtliche Kompetenz weiter zu stärken.

Dr. Laurenz Böddeker
Rechtsanwalt
Tel.: +49 (0)228 62092–48
E-Mail: boeddeker@ehm-kanzlei.de

mailto:boeddeker%40ehm-kanzlei.de?subject=
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Aktuelle Kanzlei-News

Bundesregierung will strafrechtlichen Schutz für Einsatzkräfte  
und Gemeinwohl stärken

Die Bundesregierung bringt einen Gesetzentwurf zur Stärkung des strafrecht-
lichen Schutzes von Einsatzkräften, Amtsträgern und weiteren Beschäftig-
ten mit wichtigen Aufgaben für das Gemeinwohl auf den Weg. Ziel ist es, 
zunehmender Gewalt entgegenzuwirken und die besondere Bedeutung dieser 
Tätigkeiten stärker im Strafrecht zu berücksichtigen.

Der Entwurf sieht unter anderem höhere Strafrahmen bei Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte und bei besonders schweren tätlichen Angriffen vor. 
Zudem soll der Schutz auf weitere Personengruppen ausgeweitet werden, dar-
unter Angehörige staatlich geregelter Heilberufe sowie Beschäftigte kritischer 
Versorgungsbereiche und des öffentlichen Verkehrs.

Dr. Stefan Hiebl
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Strafrecht
Tel.: +49 (0)228 62092–49
E-Mail: hiebl@ehm-kanzlei.de

mailto:hiebl%40ehm-kanzlei.de?subject=
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Eimer Heuschmid Mehle
Rechtsanwälte Partnerschaft mbB
Portlandweg 2 
53227 Bonn
Telefon +49 228 62092-0 
Fax +49 228 460708
kontakt@ehm-kanzlei.de
www.ehm-kanzlei.de

Basiszinssatz (§ 247 Abs. 1 BGB): 

seit 1.7.2026 = 1,52 % 
1.1. – 30.6.2026 = 1,27 % 
1.7. – 31.12.2025 = 1,27 % 
1.1. – 30.6.2025 = 2,27 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: www.bundesbank.de und 
dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz (§ 288 BGB seit 1.1.2002): 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz +5 Prozentpunkte;  
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz +8 Prozentpunkte; 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz +9 Prozentpunkte; 
zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex (2020 = 100):  
2026: September = 126,6; August = 125,8; Juli = 125,6;  
Juni = 124,6; Mai = 125,0; April = 125,2; März = 124,5;  
Februar = 123,1; Januar = 122,8 
2025: Dezember = 122,7; November = 122,7; Oktober = 123,0;

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht 
ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter 
Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

mailto:kontakt%40ehm-kanzlei.de?subject=
http://www.ehm-kanzlei.de
http://www.bundesbank.de
http://www.destatis.de



